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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Ende 2016 veröffentlichte der Bundesrat in Antwort auf ein Postulat Bertschy den
Bericht «Natürliche Lebensgrundlagen und ressourceneffiziente Produktion.
Aktualisierung der Ziele». Gegenstand des Berichts war eine Einschätzung der 2008 von
den Bundesämtern für Umwelt (BAFU) und Landwirtschaft (BLW) festgelegten
«Umweltziele Landwirtschaft» (UZL) unter anderem hinsichtlich deren Aktualität,
ergriffenen Massnahmen, Zielerreichung und Defizite. 
In seinem Bericht legte der Bundesrat dar, dass die Erreichung der UZL bisher im
Zusammenspiel diverser Strategien der Agrar-, Umwelt- und Gesundheitspolitik erfolgt
war. Eine Analyse zum Stand der Zielerreichung ergab, dass bereichsabhängig
unterschiedlich grosse Ziellücken auszumachen sind: So sind einige Teilziele erfolgreich
umgesetzt worden, jedoch konnte keines der formulierten UZL vollumfänglich erreicht
werden. Besonders hoch wurde dabei der Handlungsbedarf bei den Bereichen
Biodiversität, Treibhausgase, Stickstoff und Bodenfruchtbarkeit eingeschätzt. Laut dem
Bericht müssten diese Ziellücken geschlossen werden, damit die Tragfähigkeit der
Ökosysteme gewährleistet werden könne. Dafür nötig, so der Bericht, sei primär eine
Umsetzung bereits beschlossener Massnahmen und Strategien sowie ein verbesserter
Vollzug des geltenden Umweltrechts. Zusätzlich solle in die Forschung und Innovation
investiert werden, um eine Effizienzsteigerungen entlang der ganzen Produktionskette
zu erreichen. Trotz geplanter Effizienzsteigerungen sei es zuweilen jedoch nötig, die
landwirtschaftliche Intensität derart anzupassen, dass die lokalen, natürlichen
Voraussetzungen respektiert würden. Für eine Erreichung der UZL ebenso wichtig sei
ferner die Kompetenz und Motivation der Landwirtinnen und Landwirte, die sich in
entsprechend umweltschonendes Verhalten übersetzen. Dies solle durch ein
entsprechendes Aus- und Weiterbildungsangebot erreicht werden. Abschliessend
wurde im Bericht darauf hingewiesen, dass Umweltbeeinträchtigungen vor allem durch
ein Überdenken der Konsummuster, insbesondere hinsichtlich Essgewohnheiten und
Nahrungsmittelabfällen, deutlich reduziert werden könnten.
Die Erkenntnisse dieser Analyse werden nach Aussage der Regierung als Grundlage zur
Weiterentwicklung der Agrarpolitik ab 2022 sowie der Umweltpolitik dienen, wobei
erstere im Rahmen einer Gesamtschau im Jahr 2017 vorgelegt werden soll. 1

BERICHT
DATUM: 13.12.2016
LAURA SALATHE

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Luftreinhaltung

Der Bundesrat verabschiedete das vom Parlament geforderte Luftreinhalte-Konzept, in
welchem er – ausgehend von einer Darstellung des Ist-Zustandes und den
Auswirkungen der Luftverschmutzung auf Mensch und Umwelt – den Soll-Zustand der
Luftqualität festlegte. Da die Schadstoffemissionen seit den 50er Jahren erheblich
zugenommen haben und heute die in der LRV festgelegten Immissionsgrenzwerte v.a. in
den städtischen Agglomerationen zum Teil um das Zwei- bis Vierfache überschritten
werden, muss zur Verminderung der Luftbelastung der Schadstoffausstoss drastisch
reduziert werden. Das Luftreinhalte-Konzept sieht vor, dass bei den Schwefeldioxid-
Emissionen bis 1990 der Stand von 1950 und bei den Stickoxid- und
Kohlenwasserstoff-Emissionen bis 1995 der Stand von 1960 erreicht werden soll.
Unter Einbezug der zu erwartenden Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung wurde eine
Reihe von Massnahmen aus den Bereichen Verkehr und Energie auf ihre Wirksamkeit
und Realisierbarkeit hin untersucht und eingeteilt in solche, die der Bundesrat
möglichst rasch zu realisieren gedenkt oder je nach Ergebnis der noch laufenden
Abklärungen ergreifen wird, und solche, die politisch gegenwärtig kaum realisierbar
sind oder aus heutiger Sicht keinen Beitrag zur Verbesserung der lufthygienischen
Situation leisten können. Der Bundesrat verzichtete jedoch darauf, einschneidende
Massnahmen, die früher bereits behandelt und abgelehnt worden waren (z.B.
Treibstoffrationierung, Öko-Bonus, motorfahrzeugfreie Tage), erneut zu prüfen.
Hingegen beabsichtigt er, allenfalls eine Verschärfung der LRV zu verfügen und
insbesondere eine zweckgebundene Lenkungsabgabe auf fossiler Energie einzuführen.

BERICHT
DATUM: 21.10.1986
KATRIN HOLENSTEIN
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Die Gesamtbilanz der Untersuchungen ergab folgendes Bild: Mit den vorgesehenen
Massnahmen kann bei den Schwefeldioxid-Emissionen das lufthygienische Ziel erreicht
werden, bei den Stickoxid- und Kohlenwasserstoff-Emissionen hingegen nicht. Der
Bundesrat rief deshalb die Kantone und Gemeinden dringend auf, auch ihrerseits die
im Rahmen des Vollzugs der LRV notwendigen Vorkehrungen gegen übermässige
Immissionen so rasch als möglich zu ergreifen. Seinerseits beabsichtigt er, auch
Massnahmen, die er gegenwärtig für politisch kaum realisierbar hält, im Hinblick auf
ihre allfällige spätere Durchsetzbarkeit weiter im Auge zu behalten. 2

Allgemeiner Umweltschutz

D'après le rapport environnemental 2006-2016, la charge environnementale de
l’administration fédérale a diminué de 26,9% par équivalent plein temps durant les dix
dernières années. L'objectif des 10% a été largement dépassé par la mise en œuvre du
programme de gestion des ressources et de management environnemental
systématiques (RUMBA). Des normes énergétiques plus sévères ont été appliquées aux
nouveaux bâtiments, le parc immobilier a été rénové, les collaboratrices et
collaborateurs ont été sensibilisés et des appareils technologiquement plus
performants ont été utilisés. Toutefois, les voyages en train et en avion ont augmenté.
Le Conseil fédéral entend poursuivre sur cette lancée, en réduisant particulièrement
les émissions de gaz à effet de serre. Il a fixé comme objectif, une réduction de la
charge environnementale d'ici 2019 de 30% par rapport à 2006. Le programme RUMBA
aura, dès à présent, le statut de mandat permanent afin d’être mieux ancré au sein de
l’administration. 3

BERICHT
DATUM: 22.09.2017
DIANE PORCELLANA

Klimapolitik

Mis en place en 1989 par le Conseil fédéral, mais s'inscrivant néanmoins dans l'action
prônée par la Convention-cadre sur les changements climatiques, le Groupe de travail
interdépartemental sur l'évolution des systèmes climatiques a présenté son rapport sur
le réchauffement planétaire. Ce document recense, d'une part, les émissions de gaz à
effet de serre et propose, d'autre part, un certain nombre de recommandations afin de
les réduire. Le problème principal est le CO2 qui représente 74% des gaz à effet de
serre, ce qui correspond à 49 mégatonnes pour l'année de référence 1988. Sur cette
quantité, 37% des émissions proviennent des transports, 28% de l'habitat, 15% des
services et 14% de l'industrie. L'impact d'un réchauffement de l'atmosphère sur la
Suisse pourrait être de diverses natures: fonte des glaciers, élévation de la limite des
chutes de neige, réduction de la durée de la saison d'hiver, nouvelles migrations de
populations, etc. Pour limiter tout phénomène de ce type, le rapport propose plusieurs
stratégies, comme augmenter le prix des carburants, substituer le mazout par le gaz
naturel pour le chauffage, intensifier l'isolation des bâtiments, promouvoir l'énergie
solaire et les pompes à chaleur ou imposer des économies d'énergie par des
prescriptions en matière de consommation. L'instrument principal devrait néanmoins
consister en des taxes incitatives, notamment sur le CO2. 4

BERICHT
DATUM: 08.02.1994
SERGE TERRIBILINI

Im Mai 2017 präsentierte der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats der APK-NR aus
dem Jahr 2015 seinen Bericht zur internationalen Klimafinanzierung der Schweiz ab
2020. Darin erörtert die Regierung die rechtlichen Grundlagen, aus denen der Schweiz
finanzielle Verpflichtungen erwachsen, und gibt Auskunft über die mögliche Höhe der
finanziellen Beiträge sowie deren Finanzierung. Der Bundesrat stellt klar, dass für die
Schweiz keine rechtlich verbindliche Verpflichtung bestehe, ab 2020 Beiträge an die
internationale Klimafinanzierung zu leisten. Die Industrieländer hätten sich jedoch 2010
zu einem politischen Ziel verpflichtet, das an der Klimakonferenz in Paris im Dezember
2015 bestätigt worden sei und gemäss welchem sie ab 2020 jährlich insgesamt USD 100
Mrd. – und somit einen ähnlichen Beitrag wie bis anhin – für Massnahmen in
Entwicklungsländern zur Reduktion von Treibhausgasemissionen und zur Bekämpfung
der Folgen des Klimawandels beisteuern würden. Wie hoch der pro Land zu leistende
Beitrag sein soll, blieb dabei offen; es solle sich jedoch um einen „fairen“ Beitrag
handeln. Der Bundesrat schätzt die Höhe eines solchen Beitrags für die Schweiz auf
USD 450 bis 600 Mio. pro Jahr, wobei sowohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als
auch das Ausmass der im Land verursachten Treibhausgasemissionen in die
Berechnungen eingeflossen sind. Die dafür einzusetzenden öffentlichen Mittel sollen
aus den Rahmenkrediten für die internationale Zusammenarbeit und ergänzend aus

BERICHT
DATUM: 10.05.2017
MARLÈNE GERBER
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dem Rahmenkredit Globale Umwelt geschöpft werden. Zu „einem massgeblichen Teil“
sollen die insgesamt benötigten Mittel durch private Finanzierungsquellen sichergestellt
werden, weswegen der Bundesrat auch neue Partnerschaftsmodelle mit dem
Privatsektor zu prüfen beabsichtige. 5

1) Bericht BR vom 13.12.16
2) BBl, 1986, 3, S. 269 ff.
3) Communiqué de presse CF du 22.9.17; Rapport CF du 22.9.17
4) Cf. lit. BUWAL; Presse du 8.2.94
5) Bericht BR vom 10.5.17; NZZ, 11.5.17

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 3


